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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Schriftsatz über beA an falschen Empfänger 
Beschluss vom 30.11.2022, Az: IV ZB 17/22  

2. GewO, OWiG: Verbotener Rückkaufhandel bei „sale and rent back“ 
Urteil vom 16.11.2022, Az: VIII ZR 288/21  

3. InsO, BGB: Wirksamkeit einer insolvenzabhängigen Lösungsklausel 
Urteil vom 27.10.2022, Az: IX ZR 213/21  

 

 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. ZPO: Schriftsatz über beA an falschen Empfänger 

Beschluss vom 30.11.2022, Az: IV ZB 17/22 
a) Ein über das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA) eingereichtes elektro-
nisches Dokument ist erst dann gemäß § 130a Abs. 5 Satz 1 ZPO wirksam bei dem zu-
ständigen Gericht eingegangen, wenn es auf dem gerade für dieses Gericht eingerich-
teten Empfänge r-Intermediär im Netzwerk für das elektronische Gerichts- und Ver-
waltungspostfach (EGVP) gespeichert worden ist. 
 
b) An die anwaltlichen Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit der Übermittlung 
von fristgebundenen Schriftsätzen per beA sind keine geringeren Anforderungen zu 
stellen als bei der Übermittlung von Schriftsätzen per Telefax (hier: Übermittlung der 
Berufungsbegründung an falschen Empfänger). 
 

  

2. GewO, OWiG: Verbotener Rückkaufhandel bei „sale and rent back“ 
Urteil vom 16.11.2022, Az: VIII ZR 288/21 
a) Zur Frage des Vorliegens eines nach § 34 Abs. 4 GewO verbotenen Rückkaufshan-
dels im Falle des gewerbsmäßigen Ankaufs von Kraftfahrzeugen und deren anschlie-
ßender Vermietung an den Verkäufer - "sale and rent back" (im Anschluss an BGH, 
Urteil vom 14. Mai 2009 - I ZR 179/07 , NJW 2009, 3368 Rn. 19 ff.; BVerwGE 173, 
108 Rn. 10 ff. ). 
 
b) Die Auslegung und Anwendung der bußgeldbewehrten Verbotsnorm des § 34 Abs. 
4 GewO muss sich an den aus Art. 103 Abs. 2 GG , § 3 OWiG ergebenden Grenzen 
einer zulässigen richterlichen Interpretation ausrichten. 
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3. InsO, BGB: Wirksamkeit einer insolvenzabhängigen Lösungsklausel 
Urteil vom 27.10.2022, Az: IX ZR 213/21 
InsO § 119 

a) Eine insolvenzabhängige Lösungsklausel ist unwirksam, wenn der insolvenzabhän-
gige Umstand für sich allein die Lösung vom Vertrag ermöglicht und die Lösungs-
klausel in Voraussetzungen oder Rechtsfolgen von gesetzlichen Lösungsmöglichkeiten 
abweicht, ohne dass für diese Abweichungen bei objektiver Betrachtung ex ante zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auf der Grundlage der wechselseitigen Interessen 
der Parteien berechtigte Gründe bestehen (Ergänzung BGH, Urteil vom 15. November 
2012 - IX ZR 169/11 , BGHZ 195, 348 ). 
 
b) Solche berechtigten Gründe können sich bei insolvenzabhängigen Lösungsklauseln 
allgemein aus einer insolvenzrechtlich gerechtfertigten Zielsetzung oder zugunsten ei-
nes Sach- oder Dienstleistungsgläubigers ergeben. Hingegen ist eine insolvenzabhän-
gige Lösungsklausel zugunsten eines Geldleistungsgläubigers regelmäßig unwirksam. 
  
InsO § 119 ; BGB § 648a 

Vereinbaren die Parteien eines Schülerbeförderungsvertrags, dass eine Kündigung aus 
wichtigem Grund zulässig ist, ist die Klausel, dass der vom Erbringer der Leistungen 
gestellte Insolvenzantrag als wichtiger Grund gilt, wirksam, wenn der Besteller bei ei-
ner typisierten, objektiven Betrachtung ex ante zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
ein berechtigtes Interesse daran hatte, mit der Vereinbarung eines Insolvenzereignisses 
als wichtigem Grund Vorsorge für eine allgemein bei Schülerbeförderungsverträgen 
mit einem Insolvenzfall einhergehende besondere Risikoerhöhung zu treffen. 
 
  

 

 


